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Das Thema Bürgergeld ist aus der politischen Diskussion noch immer nicht verschwunden. Die Regierungsparteien, die das

Bürgergeld „erfunden“ haben, verteidigen es weiterhin. Interessant ist, dass die Steuerzahler, die das Bürgergeld finanzieren,

keine derartige Aufmerksamkeit erfahren. Ansonsten müsste der Grundfreibetrag viel mehr im Fokus stehen. Den Finger in

die Wunde legt der Abgeordnete Johannes Steiniger (CDU/CSU) mit seiner Frage, wie die Bundesregierung die Höhe des

Grundfreibetrages und des Kinderfreibetrages im aktuellen Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenz-

minimums 2024 festlegen will – vor dem Hintergrund des Lohnabstandsgebotes bezüglich der Erhöhung des Bürgergeldes

um rund 12% zum 1.1.2024? Die Antwort der parlamentarischen Staatssekretärin Katja Hessel ist lapidar. Sie verweist zu-

nächst auf die Erhöhung des Grundfreibetrages auf 11 604 Euro und die Erhöhung des Kinderfreibetrages auf 6 384 Euro für

den Veranlagungszeitraum 2024 und die beabsichtigte weitere Erhöhung auf 11 784 bzw. 6 612 Euro. Ob dies reicht? Die

Korrekturrechnung ergibt Folgendes: Der Grundfreibetrag 2023 betrug 10 908 Euro, der Kinderfreibetrag 6 024 Euro. Eine

Erhöhung von 12% analog dem Bürgergeld erfordert einen Grundfreibetrag von 12 216,96 Euro und einen Kinderfreibetrag

von 6 746,88 Euro. Ob damit das sächliche Existenzminimum von Erwachsenen und Kindern ausreichend freigestellt ist?

Zweifel sind angebracht!

Entscheidungen
BFH: Unionsrechtswidrigkeit der Besteue-

rung ausländischer Fonds nach dem InvStG

2004 – Verzinsung von unter Verstoß gegen

Unionsrecht nicht erstatteter Kapitalertrag-

steuer

1. Der Ausschluss ausländischer Fonds von

den für inländische Fonds geltenden Regelun-

gen des § 11 Abs. 1 und 2 des Investment-

steuergesetzes 2004 verstößt gegen die Kapi-

talverkehrsfreiheit. Deshalb hat ein ausländi-

scher Investmentfonds, der unter der Geltung

des Investmentsteuergesetzes 2004 mit Kapi-

talertragsteuer belastete Dividenden inländi-

scher Aktiengesellschaften bezogen hat, einen

Anspruch auf Erstattung der unionsrechtswid-

rig erhobenen Kapitalertragsteuer.

2. Zur Geltendmachung des Erstattungsan-

spruchs muss der ausländische Investmentfonds

innerhalb der Festsetzungsfrist einen Freistel-

lungsbescheid beantragen. Die Festsetzungsfrist

beträgt vier Jahre und beginnt mit Ablauf des

Jahres, in dem die Kapitalerträge zugeflossen

sind.

3. Der Erstattungsanspruch ist aus unionsrechtli-

chen Gründen zu verzinsen.

4. Zur Höhe des unionsrechtlichen Verzinsungs-

anspruchs.

BFH, Urteil vom 13.3.2024 – I R 1/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1941-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Steuerbarkeit einer „Nutzungsent-

schädigung“

NV: Zahlt eine Bank auf der Grundlage einer Ver-

gleichsvereinbarung zur einvernehmlichen Bei-

legung eines Zivilrechtsstreits eine als „Nut-

zungsentschädigung“ bezeichnete Summe und

ist unklar, ob damit der im Vergleich vereinbarte

Verzicht auf die Rechte aus dem Darlehenswi-

derruf abgegolten oder im Rahmen der einver-

nehmlichen Rückabwicklung des widerrufenen

Darlehens Nutzungsersatz geleistet werden soll,

führt die Zahlung beim Empfänger regelmäßig

weder zu Kapitaleinkünften gemäß § 20 Abs. 1

Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes (EStG) noch

zu sonstigen Einkünften gemäß § 22 Nr. 3 EStG.

BFH, Urteil vom 22.5.2024 – VIII R 3/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1941-2

unterwww.betriebs-berater.de
BFH: Aufwärtsabfärbung bei lediglich ver-

rechenbaren Verlusten gemäß § 15a EStG

1. § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 2 und

Satz 2 Alternative 2 des Einkommensteuerge-

setzes (EStG) sind in einkommensteuerrechtli-

cher Hinsicht auch ohne Berücksichtigung ei-

ner Geringfügigkeitsgrenze, bis zu deren Errei-

chen die gewerblichen Beteiligungseinkünfte

nicht auf die übrigen Einkünfte abfärben, ver-

fassungsgemäß (Anschluss an Urteile des Bun-

desfinanzhofs vom 06.06.2019 – IV R 30/16,

BFHE 265, 157, BStBl II 2020, 649 und vom

05.09.2023 – IV R 24/20, BFHE 281, 374).

2. § 52 Abs. 23 Satz 1 EStG, der die rückwirkende

Geltung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 2 Alternative

2 EStG anordnet, verstößt nicht gegen das ver-

fassungsrechtliche Rückwirkungsverbot.

3. Für den Eintritt einer Aufwärtsabfärbung ge-

mäß § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 2, Satz 2

Alternative 2 EStG kommt es nur auf den Bezug

gewerblicher Beteiligungseinkünfte, nicht aber

auf deren Höhe oder darauf an, ob ein zugewie-

sener Verlust der Ausgleichsbeschränkung des

§ 15a Abs. 1 EStG unterliegt.

BFH, Urteil vom 11.7.2024 – IV R 18/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1941-3

unterwww.betriebs-berater.de
BFH: Keine erweiterte Kürzung gemäß § 9

Nr. 1 S. 2 GewStG: Verschaffung von Dienst-

leistungen als schädliche Nebenleistung zur

Vermietung von Seniorenwohnungen

1. NV: Verhilft der Vermieter von seniorenge-

rechten Appartements seinen Mietern zum Ab-

schluss von während der Dauer des Mietverhält-

nisses ordentlich unkündbaren Dienstleistungs-

verträgen zu einem nicht den Marktverhältnis-

sen entsprechenden Preis und erhält er von

ihnen deshalb mehr als das Doppelte der orts-

üblichen Miete, liegt ein Verstoß gegen den Aus-

schließlichkeitsgrundsatz des § 9 Nr. 1 Satz 2

des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) vor.

2. NV: Der Grundbesitz dient dem Gewerbebe-

trieb eines Gesellschafters im Sinne des § 9 Nr. 1

Satz 5 Nr. 1 GewStG, wenn er für die betrieb-

lichen Zwecke des Gesellschafters dienlich oder

von Nutzen ist und ohne die Zwischenschaltung

einer Kapitalgesellschaft zum gewerblichen

(Sonder-)Betriebsvermögen des Gesellschafters

gehören würde (Bestätigung der Rechtspre-

chung).

BFH, Urteil vom 13.6.2024 – III R 26/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1941-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Zur Anwendung der Margenbesteue-

rung auf „Kaffeefahrten“

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den folgende Fragen zur Auslegung der

Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates

vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über

die Umsatzsteuern – Gemeinsames Mehrwert-

steuersystem: einheitliche steuerpflichtige Be-

messungsgrundlage (Richtlinie 77/388/EWG)

bei Ausflügen im Sinne von Art. 1 Abs. 1 ers-

ter Spiegelstrich der Richtlinie 85/577/EWG

des Rates vom 20.12.1985 betreffend den Ver-

braucherschutz im Falle von außerhalb von

Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen

(Richtlinie 85/577/EWG) zur Vorabentschei-

dung vorgelegt:

1. Handelt es sich bei einem von einem „Gewer-

betreibenden außerhalb von dessen Geschäfts-

räumen organisierten Ausflug“ im Sinne des

Art. 1 Abs. 1 erster Spiegelstrich der Richtlinie

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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